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Erster Teil Grundlagen



§ 1 Gesetzliche Schuldverhältnisse und Prüfungsreihenfolge

I. Gesetzliche Schuldverhältnisse
1

Grundlage eines Schuldverhältnisses kann ein Rechtsgeschäft (vertragliches Schuldverhältnis) oder das Gesetz sein (gesetzliches Schuldverhältnis). Wird von „gesetzlichen Schuldverhältnissen“ gesprochen, so sind regelmäßig – wie auch hier – die Schuldverhältnisse im Schuldrecht gemeint. Aber auch im Sachenrecht gibt es Tatbestände, die nicht einem Berechtigten einen dinglichen Anspruch gewähren oder die nachbarschaftliche Beziehungen regeln, sondern die ein gesetzliches Schuldverhältnis begründen. Diese Normen sehen vor, dass eine Person einer anderen Person gegenüber zur Leistung verpflichtet ist oder Verhaltenspflichten zu beachten hat, wobei die Nichterfüllung der Leistungspflicht bzw. Missachtung der Verhaltenspflicht Ersatzansprüche auslöst.


2

Beispiele hierfür sind die §§ 965 ff. (Fund), die Vorschriften, die das Verhältnis des unrechtmäßigen Besitzers zum Eigentümer regeln, § 1030 (zwischen dem Eigentümer und dem Nießbraucher), § 1020 (Grunddienstbarkeit zwischen Eigentümer des dienenden und des herrschenden Grundstücks) sowie § 1215 (zwischen Verpfänder und Pfandgläubiger). Der Einfluss von europäischem Recht ist in diesem Bereich derzeit noch gering[1].



II. Prüfungsreihenfolge
3

Die drei Hauptarten der gesetzlichen Schuldverhältnisse im Schuldrecht sind die Geschäftsführung ohne Auftrag, die unerlaubten Handlungen (samt der Gefährdungshaftung[2]) sowie das Bereicherungsrecht[3]. Die Reihenfolge der Nennung entspricht der Reihenfolge der Prüfung in einer Klausur, sofern alle drei Arten der gesetzlichen Schuldverhältnisse eine Rolle spielen.


4

Damit ergibt sich als zweckmäßiger Aufbau in der Klausur, dass, nachdem das Bestehen eines Vertrags – und damit eines vertraglichen Schuldverhältnisses – geprüft wurde, zunächst die Geschäftsführung ohne Auftrag zu prüfen ist. Da die Frage der Besitzberechtigung (siehe § 986) davon abhängt, ob zwischen den Beteiligten ein Vertrag besteht oder eine – einem Vertrag überwiegend gleichstehende – berechtigte Geschäftsführung ohne Auftrag, sind Vertrag und Geschäftsführung ohne Auftrag noch vor den §§ 985 ff., 2018 ff. zu prüfen.


5

Vor den Deliktsansprüchen wegen Eigentumsverletzung nach § 823 Abs. 1 sollten jedoch die dinglichen Ansprüche mit ihren Folgenansprüchen (v.a. §§ 985 ff. und 2018 ff.) geprüft werden. Denn diese Prüfung entscheidet darüber, ob Deliktsrecht überhaupt angewendet werden kann (vgl. § 993 Abs. 1, 2. HS). Am Ende stehen Ansprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung, denn das Vorliegen eines Vertrags oder einer (berechtigten) Geschäftsführung ohne Auftrag ist ein Rechtsgrund i.S. des § 812. Dingliche Ansprüche gehen dem § 812 deshalb vor, weil auch Bereicherungsansprüche durch die §§ 985 ff., 2018 ff. ausgeschlossen sein können.
Klausurtipp:
Folgende Prüfungsreihenfolge ist einzuhalten: Vertrag, Geschäftsführung ohne Auftrag (GoA), dingliche Ansprüche, deliktsrechtliche Ansprüche, Ansprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung[4].






§ 2 Zusammentreffen verschiedener Ansprüche

I. Unterschiede zwischen gesetzlichen und vertraglichen Schuldverhältnissen
6

Gesetzliche und vertragliche Schuldverhältnisse unterscheiden sich in mehrfacher Hinsicht. Der Hauptunterschied liegt darin, dass ein gesetzliches Schuldverhältnis nicht von einem Willen abhängig ist, eine bestimmte Rechtsfolge herbeiführen zu wollen. Ein weiterer Unterschied besteht in Bezug auf die Gehilfenhaftung. Hier stehen sich § 278 und § 831 gegenüber, wobei § 278 lediglich eine Zurechnungsnorm (und damit innerhalb der Prüfung eines Anspruchs aus Vertrag zu untersuchen), § 831 dagegen eine eigene Anspruchsgrundlage ist.


7

§ 278 legt fest, dass der Schuldner innerhalb eines Schuldverhältnisses für ein Verschulden seiner Erfüllungsgehilfen und gesetzlichen Vertreter wie für eigenes Verschulden einzustehen hat (Zurechnung). Zu beachten ist, dass § 278 nur ein Schuldverhältnis voraussetzt. Unrichtig wäre es, diese Norm lediglich auf vertragliche Schuldverhältnisse zu beziehen und § 831 auf gesetzliche. Denn ein Schuldverhältnis i.S. des § 278 kann zum einen durch Rechtsgeschäft, zum anderen aber auch durch Geschäftsführung ohne Auftrag oder ungerechtfertigte Bereicherung begründet werden. Damit beschränkt sich die Anwendung des § 278 nicht allein auf vertragliche, sondern bezieht sich auch auf gesetzliche Schuldverhältnisse[1].


8

Nach § 831 wird unabhängig von einem bestehenden (vertraglichen) Schuldverhältnis für die unerlaubte Schadenszufügung durch einen Verrichtungsgehilfen deliktisch gehaftet[2]. Allerdings tritt diese Haftung lediglich dann ein, wenn der Geschäftsherr die ihm obliegende Pflicht zur sorgfältigen Auswahl bzw. Überwachung des Gehilfen sowie zur Ausstattung mit Vorrichtungen und Gerätschaften verletzt hat.


9

Daneben gibt es auch hinsichtlich der Verjährung teilweise Unterschiede zwischen vertraglichen und gesetzlichen Schuldverhältnissen. Die Verjährung berechtigt den Schuldner, die Leistung zu verweigern (§ 214 Abs. 1). Die regelmäßige Frist für den Eintritt der Verjährung beträgt 3 Jahre (§ 195). Bei vertraglichen Ansprüchen ist der Beginn der Verjährungsfrist teilweise speziell (von § 199 abweichend) geregelt[3].


10

Auch hinsichtlich des Beginns der Verjährungsfrist kann es Unterschiede geben. Nach § 199 Abs. 1 beginnt die Verjährungsfrist mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und Kenntnis bzw. grob fahrlässige Unkenntnis des Gläubigers von den anspruchsbegründenden Umständen und der Person des Schuldners vorliegt. In § 199 Abs. 2–5 sind abweichende Regelungen getroffen, wobei es hier nicht darauf ankommt, ob es um einen vertraglichen oder gesetzlichen Anspruch geht, sondern um den Anspruchsinhalt (Schadensersatz) sowie die Rechtsgutverletzung.


11

Einige vertragliche Schuldverhältnisse gehen mit einer Haftungsmilderung, d.h. einer geringeren Haftung als sie in § 276 Abs. 1 S. 1 vorgesehen ist, einher. In den meisten Fällen handelt es sich hierbei um einen unentgeltlich Handelnden[4]. Auch bei Verzug des Gläubigers haftet der Schuldner gemildert, d.h. nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit (§ 300 Abs. 1). Das Deliktsrecht nimmt dagegen keine Rücksicht darauf, ob entgeltlich oder unentgeltlich gehandelt wurde. Fraglich ist aber, ob sich die (vertragliche) Haftungsmilderung auch auf einen Anspruch aus einer anderen Anspruchsgrundlage erstrecken kann[5].


12

Ein Unterschied besteht auch hinsichtlich der Beweislast. Für Schadensersatzansprüche wegen Pflichtverletzung sieht § 280 Abs. 1 S. 2 eine Beweislastumkehr vor[6]. Der Gläubiger, der grundsätzlich die für ihn günstigen Tatsachen darlegen und beweisen muss, hat damit lediglich Beweis über die Pflichtverletzung, den Schaden sowie die Kausalität zu erbringen. Hinsichtlich des Verschuldens hat wiederum der Schuldner zu beweisen, dass die Pflichtverletzung nicht von ihm zu vertreten ist. Dagegen kennt das Deliktsrecht keine Verschuldensvermutung, sondern der Geschädigte muss das Verschulden des Schädigers (Schuldner) nachweisen. Lediglich im Einzelfall, nämlich in den §§ 831–838 sowie in § 18 StVG wird von einem vermuteten Verschulden ausgegangen, d.h. der Schädiger muss sich entlasten. Zudem sieht die Rechtsprechung bei der deliktischen Produkthaftung bzw. Produzentenhaftung teilweise eine Umkehr der Beweislast vor[7].



II. Wechselwirkungen zwischen den Ansprüchen
13

Grundsätzlich besteht nach h.M. Anspruchskonkurrenz, d.h. es können mehrere Ansprüche nebeneinander bestehen (z.B. solche aus Vertrag neben solchen aus § 823 Abs. 1)[8]. Jeder von ihnen folgt seinen eigenen Regeln, was die Voraussetzungen, die Rechtsfolgen, die Verjährung, den Anspruchsumfang, die Beweislast, die Gehilfenhaftung usw. anbelangt. Die konkurrierenden Ansprüche sind also grundsätzlich unabhängig voneinander zu prüfen.


14

Anerkannt ist jedoch, dass in bestimmten Fällen diese Unabhängigkeit nicht besteht, d.h. eine Eigenschaft eines Anspruchs auf einen anderen Anspruch fortwirken kann. Das wird bejaht, wenn der Normzweck der Ansprüche einer unterschiedlichen Behandlung entgegensteht. Wenn es also der Zweck der ein Schuldnerprivileg enthaltenden Norm erfordert, wird dieses Privileg auf einen konkurrierenden Anspruch erstreckt. Wechselwirkungen kann es v.a. bei vertraglichen und deliktischen Ansprüchen sowie bei Ansprüchen aus GoA und Delikt geben. Diese Fortwirkung kann insbesondere bei Haftungsmilderungen, bei der Verjährung sowie bei einer Freizeichnung eine Rolle spielen.


15

Für bestimmte Fälle sieht das Gesetz eine Haftungsmilderung für die Vertragshaftung vor, indem nur für Vorsatz, grobe Fahrlässigkeit oder eigenübliche Sorgfalt gehaftet wird. Nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit wird z.B. nach § 521 (Haftung des Schenkers) gehaftet[9]. Eine Haftung nur für diejenige Sorgfalt, die in eigenen Angelegenheiten angewendet zu werden pflegt, findet sich etwa beim unentgeltlichen Verwahrer (§ 690) und beim Ehegatten (§ 1359) usw. Dann kann nicht für dieselbe Handlung nach Deliktsrecht eine strengere Haftung eintreten, sondern die Privilegierung wirkt auch hier[10].


16

Das soll Fall 1 verdeutlichen: S fährt mit seinem Pkw und übersieht dabei fahrlässig den vorfahrtberechtigten Autofahrer A. Bei dem Zusammenstoß wird A verletzt und bleibt bewusstlos im Auto liegen. S begeht Fahrerflucht. Als der Dritte D an die Unfallstelle kommt, kümmert er sich um A. Dabei behandelt er den A leicht fahrlässig falsch, sodass sich dessen Verletzung verschlimmert. A verlangt von D Ersatz des daraus entstandenen zusätzlichen Schadens. Zu Recht?

1. A könnte als Geschäftsherr gegen D einen Ersatzanspruch aus GoA (§§ 677, 280 Abs. 1) haben[11]. Allerdings haftet D nach dem Haftungsprivileg des § 680 (Geschäftsführung zur Gefahrenabwehr)[12] nicht für leichte Fahrlässigkeit, weil sein uneigennütziges Handeln eine dem A drohende dringende Gefahr abwenden sollte. Da D weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat, haftet er nicht aus GoA[13].
2. A könnte gegen D einen Anspruch aus § 823 Abs. 1 wegen Körperverletzung haben. D hat den Körper des A (zusätzlich) verletzt. Das Ganze geschah kausal und rechtswidrig. Da der deliktsrechtliche Anspruch grundsätzlich unabhängig vom Anspruch aus GoA zu prüfen ist und eine dem § 680 entsprechende Einschränkung der Haftung im Deliktsrecht nicht existiert, müsste D dem A aufgrund leicht fahrlässigen Verhaltens aus § 823 Abs. 1 haften. Nach Sinn und Zweck des § 680 ist diese Norm jedoch ausnahmsweise auch auf den deliktsrechtlichen Anspruch anzuwenden. Denn § 680 soll zur Hilfeleistung bei dringenden Gefahren ermutigen, indem das Haftungsrisiko des Geschäftsführers gemindert, dieser also privilegiert wird. Der Zweck dieser Norm wird konterkariert, wenn der Helfende zwar nicht aus GoA, aber aus einem konkurrierenden Deliktsanspruch haften soll. Daher ist das Haftungsprivileg des § 680 als Ausdruck eines allgemeinen Rechtsgedankens auch auf den konkurrierenden Deliktsanspruch zu übertragen, d.h. § 680 wird analog angewendet[14].


17

Eine Erstreckung auf andere Ansprüche kann auch bei einer kurzen vertraglichen Verjährungsfrist in Betracht kommen. Das muss jedenfalls dann gelten, wenn die Verjährungsregelung den Zweck hat, im Interesse einer schnellen Vertragsabwicklung für abschließende Klarheit zu sorgen, z.B. bei § 548 Abs. 1 (Verjährung des Ersatzanspruchs des Vermieters), § 581 Abs. 2 (Verjährung des Ersatzanspruchs des Verpächters), § 606 (Verjährung des Ersatzanspruchs des Verleihers), § 1057 (Verjährung des Ersatzanspruchs des Eigentümers beim Nießbrauch).


18

Das zeigt Fall 2: Mieter M hat in der Mietwohnung unsachgemäß Linoleum auf einem Holzfußboden verlegt. Der Eigentümer und Vermieter V bemerkt erst sieben Monate nach dem Auszug des M, dass der Holzfußboden unter dem Linoleum verfault ist. Welche Ansprüche hat V gegen M?

1. V könnte einen Schadensersatzanspruch aus Verletzung des Mietvertrags haben. Allerdings verjähren nach § 548 Abs. 1 S. 1 die Ersatzansprüche des Vermieters in sechs Monaten nach Erhalt der Mietsache. Ein vertraglicher Anspruch scheidet daher aus.
2. V könnte gegen M einen Anspruch aus § 823 Abs. 1 wegen Eigentumsverletzung haben. Die Voraussetzungen des § 823 Abs. 1 liegen grundsätzlich vor. Fraglich ist aber, ob die kurze Verjährung des § 548 Abs. 1 S. 1 auf § 823 Abs. 1 entsprechend anzuwenden ist, oder ob die deliktsrechtliche Verjährungsregelung des § 199 Abs. 3 vorrangig ist. Nach § 199 Abs. 3 wäre der deliktsrechtliche Anspruch des V noch nicht verjährt (10 bzw. 30 Jahre Verjährungsfrist). Die Anwendbarkeit des Schuldnerprivilegs des § 548 Abs. 1 S. 1 auch auf den konkurrierenden Anspruch aus § 823 Abs. 1 lässt sich aus dessen Sinn und Zweck entnehmen. Danach soll nach Mietvertragsende eine rasche Auseinandersetzung zwischen den Parteien erfolgen[15]. Da regelmäßig bei einer Beschädigung, wie sie hier vorliegt, auch ein deliktsrechtlicher Anspruch gegeben sein wird (Vermieter ist Eigentümer oder sonst Berechtigter), würde der Zweck des § 548 Abs. 1 S. 1 nicht erreicht, wenn der deliktische Anspruch später verjähren würde als der vertragliche. Damit soll nach Sinn und Zweck des § 548 Abs. 1 S. 1 die kurze vertragliche Verjährung auch den Deliktsanspruch erfassen.


19

Auch bei einer vertraglichen Freizeichnung für eine Haftung (Haftungsausschluss) ist eine Erstreckung auf Ansprüche aus unerlaubter Handlung möglich[16]. Eine Freizeichnung für eine Haftung aus unerlaubter Handlung ist zwar als solche grundsätzlich nicht möglich. Wurde aber eine rechtsgeschäftliche Haftungsbeschränkung vereinbart (z.B. bei einer Gefälligkeitsfahrt), so ist durch Auslegung zu ermitteln, ob sich diese Haftungsmilderung nicht auch auf konkurrierende Deliktsansprüche erstreckt. Regelmäßig wird eine solche Erstreckung anzunehmen sein[17]. Ansonsten wäre die vertragliche Freistellung praktisch wertlos, weil eine Haftung jedenfalls über den Deliktsanspruch bestünde.


20

Hingegen darf die Verschuldensvermutung nach § 280 Abs. 1 S. 2 nicht auf konkurrierende deliktische Ansprüche erstreckt werden. Insoweit gelten für Ansprüche nach § 823 Abs. 1 strengere Kriterien. Auch wenn, wie bei manchen Gefährdungshaftungsnormen, die Ersatzpflicht auf eine bestimmte Höchstsumme begrenzt ist (z.B. §§ 12, 18 StVG, § 10 ProdHG), kann diese Begrenzung nicht auf andere Ansprüche, wie etwa solche aus § 823 Abs. 1 übertragen werden.



Zweiter Teil Geschäftsführung ohne Auftrag



§ 3 Überblick
Übersichtsaufsätze:
Lorenz, Grundwissen – Zivilrecht: Geschäftsführung ohne Auftrag (GoA), JuS 2016, 12 ff.; Kupfer/Weiß, Geschäftsführung ohne Auftrag, JA 2018, 894 ff., Schürger/Hamacher, Systematik der Geschäftsführung ohne Auftrag, JURA 2020, 675 ff.; Öz, Die Geschäftsführung ohne Auftrag (§§ 677 ff. BGB) im juristischen Gutachten, JA 2022, 455 ff.; Schirrmacher/Pfeiffer, Die Haftung des Geschäftsführers ohne Auftrag, JURA 2022, 566 ff.
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Die Geschäftsführung ohne Auftrag (GoA) wird in zahlreichen Lehrbüchern nur knapp abgehandelt, was aber in keinem Verhältnis zu ihrer beträchtlichen Examensrelevanz steht[1]. Als Grund für die Schwierigkeiten mit der GoA in Klausuren wird häufig angeführt, dass sich die einschlägigen Anspruchsgrundlagen in den §§ 677 ff. nur schwer ausmachen lassen[2]. Teilweise ist die GoA auch aufgrund einer Rechtsgrundverweisung zu prüfen (z.B. nach h.M. bei § 539, sodass ein Aufwendungsersatzanspruch des Mieters nach §§ 539 Abs. 1, 677, 683 S. 1 bestehen kann[3])[4]. Bei der GoA soll auf der einen Seite zu fremdnützigem Handeln ermutigt und dieses gefördert werden, auf der anderen Seite ist der Geschäftsherr vor unerwünschter Einmischung in seine Angelegenheiten zu schützen[5].
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Die GoA kann in vier Arten aufgeteilt werden. Zu unterscheiden ist zunächst zwischen der sog. echten GoA und der sog. unechten GoA. Eine echte GoA liegt vor, wenn der Geschäftsführer mit Fremdgeschäftsführungswillen handelt, d.h. wenn er ein Geschäft für einen anderen in dessen Interesse führen will. Fehlt dieser Wille, liegt Eigengeschäftsführung vor. Je nachdem, ob die Übernahme der Geschäftsführung dem Interesse und dem Willen des Geschäftsherrn entspricht, wird bei der echten GoA weiter unterschieden zwischen der berechtigten und der unberechtigten GoA. Entspricht die Geschäftsübernahme dem Interesse und dem Willen des Geschäftsherrn, liegt eine berechtigte GoA (nachfolgend Rn. 40 ff.) vor (§ 683 S. 1). Nur bei dieser entsteht ein gesetzliches Schuldverhältnis, aus dem der Geschäftsführer etwa Ersatz seiner Aufwendungen verlangen kann (§§ 683 S. 1, 670).
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Demgegenüber liegt eine unberechtigte GoA (nachfolgend Rn. 104 ff.) vor, wenn zwar ein fremdes Geschäft geführt wird, die Geschäftsführung aber nicht dem Interesse und dem Willen des Geschäftsherrn entspricht, was einen rechtswidrigen Eingriff in den Rechtskreis des Geschäftsherrn darstellt. Da der Geschäftsführer in diesem Fall nicht schutzwürdig ist, kann er seine Aufwendungen nicht nach den GoA-Regeln, sondern nur nach Bereicherungsrecht (§§ 684 S. 1, 818 Abs. 1, 2) ersetzt verlangen. Außerdem haftet er gegenüber dem berechtigten Geschäftsführer verschärft (vgl. § 678).
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Bei der unechten GoA (nachfolgend Rn. 113 ff.) ist zu unterscheiden: Entweder wird ein fremdes Geschäft irrtümlich (vermeintliche Eigengeschäftsführung, § 687 Abs. 1) oder absichtlich als eigenes geführt (angemaßte Geschäftsführung, § 687 Abs. 2). Bei der vermeintlichen Eigengeschäftsführung sind die Vorschriften der GoA nicht anwendbar. Dies stellt § 687 Abs. 1 klar. Handelt der Geschäftsführer dagegen in angemaßter Geschäftsführung (§ 687 Abs. 2), kann der Geschäftsherr neben den allgemeinen Ansprüchen aus §§ 987 ff., 812 ff. und 823 ff. zusätzlich Ansprüche aus GoA geltend machen. Damit ist der Begriff der unechten GoA an sich irreführend, denn streng genommen liegt hier gerade keine GoA vor.
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Gemeinsam ist diesen vier Fallgruppen das Tatbestandsmerkmal der Führung eines „fremden Geschäfts“, das im Kapitel zur berechtigten GoA (unten Rn. 40 ff.) näher behandelt wird. Der Unterschied zwischen den vier Fallgruppen ist an den subjektiven Anspruchsvoraussetzungen der §§ 677, 683, 687 Abs. 1 festzumachen. Zu nennen sind hier nochmals: der Fremdgeschäftsführungswille des Geschäftsführers nach §§ 677, 687 Abs. 1 (erste subjektive Prüfungsebene zur Abgrenzung zwischen echter und unechter GoA) und der Wille des Geschäftsherrn zur Übernahme der Geschäftsführung nach § 683 (zweite subjektive Prüfungsebene bei echter GoA zur Abgrenzung zwischen berechtigter und unberechtigter GoA).
[image: ][Bild vergrößern]






§ 4 Anwendbarkeit der GoA
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In einigen Fällen steht schon die Anwendbarkeit der GoA-Regelungen in Frage. Unanwendbar kann die GoA sein, weil sie kraft einer Konkurrenzregelung ausgeschlossen ist (z.B. § 767 Abs. 2 für die Bürgenhaftung)[1] oder weil ihre Anwendung zu Wertungswidersprüchen mit gesetzlichen Wertungen führt. Umgekehrt können auch andere Anspruchsgrundlagen ausgeschlossen sein, wenn eine berechtigte GoA zu bejahen ist.



I. Konkurrenzen
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Bei Vorliegen einer berechtigten GoA ist ein Anspruch aus dem Eigentümer-Besitzer-Verhältnis (EBV, §§ 987 ff., 994 ff.) ausgeschlossen, da die GoA ein Recht zum Besitz i.S. des § 986 gibt, sofern die Inbesitznahme und die Übernahme der Geschäftsführung zusammenfallen[2]. Außerdem ist die berechtigte GoA ein Rechtsgrund i.S. des § 812 Abs. 1 S. 1, 1. Alt., sodass ein bereicherungsrechtlicher Ausgleich dann ausscheidet[3]. Zudem stellt die berechtigte GoA im Hinblick auf die §§ 823 ff. einen Rechtfertigungsgrund dar. Neben der GoA kommt daher nur dann ein Anspruch aus §§ 823 ff. in Betracht, wenn der Geschäftsführer seine aus § 677 resultierende Sorgfaltspflicht verletzt[4].
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Liegt eine unberechtigte GoA vor, gilt Folgendes: Es wird nach der Rechtsprechung und der h.L. kein Recht zum Besitz i.S. des § 986 begründet, sodass die §§ 987 ff. als Sonderregelung anderen gesetzlichen Vorschriften und damit auch den GoA-Vorschriften vorgehen[5]. Außerdem stellt die unberechtigte GoA keinen Rechtsgrund i.S. des § 812 Abs. 1 S. 1, 1. Alt. dar, sodass die Regelungen des Bereicherungsrechts uneingeschränkt anwendbar sind[6]. Zwischen unberechtigter GoA und den §§ 823 ff. kann Anspruchskonkurrenz bestehen.



II. Wertungswidersprüche
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Klausurrelevant sind v.a. die Fälle, bei denen die Anwendung der GoA-Vorschriften zu Wertungswidersprüchen mit anderen gesetzlichen Wertungen führen kann. Es geht hier um die Frage, wann der Anwendungsbereich der GoA überdehnt ist. Literatur und Rechtsprechung kommen dabei regelmäßig zu unterschiedlichen Ergebnissen. Hervorzuheben sind insbesondere die nachfolgend aufgezählten fünf Fallgruppen.
Klausurtipp:
Klausurtechnisch interessant ist, dass die Argumentation, die bei der Frage der Anwendbarkeit zu finden ist, dann, wenn im Einzelfall eine Anwendbarkeit doch bejaht wird, zumeist bei der Prüfung der Fremdheit der Geschäftsführung oder derjenigen des Fremdgeschäftsführungswillens wieder auftaucht.




1. Unbestellte Leistung (§ 241a)
30

Erbringt ein Unternehmer (§ 14) unbestellt Leistungen an einen Verbraucher (§ 13), schließt § 241a einen Anspruch gegen den Verbraucher aus. Diese Regelung ist umfassend, sodass, obwohl die Voraussetzungen im Grunde gegeben wären, ein Anspruch aus GoA ausgeschlossen ist[7].



2. Selbstaufopferung im Straßenverkehr
31

Bei einer sog. Selbstschädigung oder Selbstaufopferung im Straßenverkehr[8] erleidet ein Fahrer regelmäßig dadurch einen Schaden, dass er sein Kfz spontan von der Straße abbringt, damit die Schädigung eines Dritten vermieden wird. Hier ist die Anwendbarkeit der GoA deshalb fraglich, weil die im StVG vorgesehene Risikoaufteilung nicht durch die GoA-Regelungen beiseitegeschoben werden darf. Die Rechtsprechung und h.L. verneinen zutreffend die Anwendbarkeit der GoA (und damit einen Anspruch auf Aufwendungsersatz), wenn der Fahrer/Halter den Entlastungsbeweis nach § 17 Abs. 3 StVG[9] (unabwendbares Ereignis) oder § 7 Abs. 2 StVG (höhere Gewalt) nicht führen kann[10]. In diesem Fall wäre der Fahrer nämlich kraft Gesetzes für den aus dem Betrieb des Kfz entstandenen Fremdschaden haftbar, wenn er dessen Eintritt nicht durch ein Ausweichmanöver verhindert hätte. Dann aber muss er erst recht für seinen Eigenschaden einstehen, der zur Vermeidung des Fremdschadens entstanden ist.
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Um hier einen Wertungswiderspruch zu vermeiden, muss die Anwendung der GoA ausgeschlossen sein. Anderenfalls könnte der Geschäftsführer im Wege des Aufwendungsersatzanspruchs aus GoA quasi durch die „Hintertür“ doch Ersatz für den Eigenschaden erlangen, obwohl ihm dieser nach den schadensrechtlichen Wertungen (§ 7 StVG) neben dem Fremdschaden erst recht zugewiesen sein muss. In den Fällen der Selbstaufopferung im Straßenverkehr ist die GoA also regelmäßig nicht anwendbar[11].



3. Gefälligkeit
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Bei einer reinen Gefälligkeit, die sich im außerrechtlichen Bereich abspielt, sind die Regeln der GoA nicht anwendbar[12]. Die GoA als gesetzliches Schuldverhältnis ist gewissermaßen das Gegenstück zum Auftrag als rechtsgeschäftliches Schuldverhältnis. Ein Auftrag scheidet aus, wenn der „Beauftragte“ lediglich eine reine Gefälligkeit gegenüber dem „Auftraggeber“ erbringt und es deshalb an dem für die Begründung eines rechtsgeschäftlichen Schuldverhältnisses erforderlichen Rechtsbindungswillen fehlt. Das gilt entsprechend für die GoA.
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Fährt etwa eine Großmutter ihre Enkelin zu einem auswärtigen Spiel des Sportvereins ihrer Enkelin, handelt es sich sowohl gegenüber der Enkelin und den sorgeberechtigten Eltern als auch im Verhältnis zum Sportverein um eine reine Gefälligkeit des täglichen Lebens, die nicht unter die Regeln der GoA fällt[13]. Kommt es dabei zu einem Verkehrsunfall, hat sie deshalb gegen den Sportverein ihrer Enkelin keinen Anspruch auf Ersatz der daraus entstehenden Schäden (Aufwendungsersatz, § 670 BGB analog).
Klausurtipp:
Abzugrenzen ist die bloße Gefälligkeit regelmäßig von einem Auftrag i.S. des § 662. Letzterer liegt vor, wenn der objektive Betrachter einen Rechtsbindungswillen bejahen würde[14]. Um Wertungswidersprüche zu vermeiden, ist sodann zwischen einer GoA und einer Gefälligkeit (ohne Auftrag) abzugrenzen[15].




4. Nichtigkeit eines Vertrags
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Auch bei Nichtigkeit eines Vertrags ist die Anwendbarkeit der GoA-Regelungen umstritten[16]. Die Rechtsprechung sowie ein Teil der Literatur wenden die GoA auch dann an, wenn der Vertrag oder ein Teil des Vertrags[17] nichtig ist[18]. Die GoA-Regeln seien deshalb anwendbar, weil jemand, der aufgrund eines nichtigen Vertrags tätig wird, nicht schlechter gestellt sein dürfe als jemand, der ohne jegliche Vereinbarung für einen anderen tätig geworden ist.
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Die überwiegende Literatur hält dagegen die §§ 677 ff. beim Handeln aufgrund eines nichtigen Vertrags für unanwendbar[19]. Begründet wird das mit einem Wertungswiderspruch zu den §§ 812 ff. als speziellere Regelungen für die Rückabwicklung rechtsgrundloser Leistungen. Bei Anwendung der §§ 677 ff. würden etwa die §§ 814, 817 S. 2, 818 f. bei der Rückabwicklung rechtsgrundloser Verträge umgangen. Damit wäre derjenige, der aufgrund eines nichtigen Vertrags eine Leistung erbracht hat, ungerechtfertigt bevorzugt.



5. Nichtzustandekommen eines Vertrags
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Schwieriger sind die Fälle des Nichtzustandekommens eines Vertrags zu beurteilen, wenn der Vertragsanbahnende dennoch ein „Entgelt“ i.S. eines Aufwendungsersatzes nach den GoA-Regeln verlangt. Dort geht es letztendlich um die Frage der Risikoverteilung und um die Vermeidung von Wertungswidersprüchen. Allerdings ist hier die Argumentation hinsichtlich der Ablehnung einer GoA diffus.
Dies verdeutlicht Fall 3[20], der ähnlich in mehreren Bundesländern Staatsexamensklausur gewesen sein soll[21]: A ist gewerblich als Erbensucher tätig, indem er in unbehobenen Nachlassangelegenheiten unbekannte Erben ermittelt. Auf die im Bundesanzeiger veröffentlichte Aufforderung des Nachlassgerichts zur Anmeldung von Erbrechten hinsichtlich des Erblassers X ermittelt er den B als gesetzlichen Erben. Daraufhin teilt A dem B den Erbfall mit und bietet ihm an, die Nachlassangelegenheit vollständig offenzulegen. Für seine Bemühungen verlangt A von B ein marktübliches Erfolgshonorar. B lehnt das Angebot des A ab und ermittelt den Nachlass selbst. A verlangt trotzdem von B ein Honorar als Vergütung für die Erbenermittlung. Zu Recht?

1. Als Anspruchsgrundlage könnten die §§ 677, 683 S. 1, 670 (berechtigte GoA) in Betracht kommen[22]. Dafür müssten die Vorschriften der GoA anwendbar sein. Das könnte hier ausgeschlossen sein, weil eine Anwendbarkeit nicht im Einklang mit der im Privatrecht geltenden Risikoverteilung steht[23]. Hat eine Partei Aufwendungen im Vorfeld eines Vertragsschlusses zur Anbahnung von Vertragsverhandlungen getätigt, so kann sie diese im Falle des Vertragsschlusses bei der Bemessung der Gegenleistung berücksichtigen. Kommt indes kein Vertrag zustande, besteht keine Pflicht, die (mitunter sogar ungefragt) überlassenen Informationen bzw. getätigten Aufwendungen zu vergüten. Vielmehr trägt jede Partei selbst das Risiko, dass kein Vertrag zustande kommt. Die Anwendung der §§ 677 ff. – insbesondere der Aufwendungsersatzanspruch nach §§ 677, 683 S. 1, 670 – würde diese Risikoverteilung bei Nichtzustandekommen eines Vertrags empfindlich stören. Daher kommt ein Anspruch auf Aufwendungsersatz nach §§ 677, 683 S. 1, 670 nicht in Betracht.
2. Folgt man dieser – m.E. zutreffenden – Ansicht nicht und bejaht stattdessen die Anwendbarkeit[24], muss weiter geprüft werden: A müsste ein fremdes Geschäft, nämlich das des B, geführt haben. Dazu müsste das Geschäft (zumindest auch) dem Rechts- und Interessenkreis des B angehören. Das ist fraglich. A hat sich schließlich durch seine Ermittlungen erst die Informationen verschafft, die er dem von ihm ermittelten Erben verkaufen will. Aufgrund der oben genannten Risikoverteilung bleiben Tätigkeiten vor einer vertraglichen Bindung der Parteien unvergütet. Das Risiko, dass kein Vertragsschluss zustande kommt, gehört in den Rechts- und Interessenkreis derjenigen Partei, die die Aufwendungen im Vorfeld (freiwillig) übernommen hat.
Dass es unbillig wäre, wenn Aufwendungen sogar bei späterer Ablehnung eines Vertragsschlusses über die Regeln der GoA auf die andere Partei abgewälzt werden könnten, macht folgende Konstellation deutlich: Werden mehrere Erbensucher unabhängig voneinander tätig, müsste der Erbe jedem von ihnen die Aufwendungen ersetzen, und zwar sogar dann, wenn der Erbe die Erbschaft ausschlägt. Es liegt also kein fremdes, sondern ein eigenes Geschäft des Erbensuchers vor.
3. Wer ein auch-fremdes Geschäft annimmt[25], muss mit der h.M. einen Fremdgeschäftsführungswillen widerleglich vermuten. Das hat der BGH mit der oben bei der Anwendbarkeit bereits angeführten Begründung verneint. Wer dennoch von der Vermutung eines Fremdgeschäftsführungswillens ausgeht, muss einen Aufwendungsersatz aber jedenfalls deshalb verneinen, weil eine Vergütung des Geschäftsführers zwar grundsätzlich nach § 1877 Abs. 3 analog möglich ist[26], diese aber nicht zu Wertungswidersprüchen führen darf.
Auch hier lässt sich argumentieren, dass nach allgemeinen Regeln eigene Aufwendungen in Vorbereitung eines vom anderen nicht gewollten Vertragsschlusses unvergütet bleiben. Da jede Seite selbst das Risiko des Scheiterns von Vertragsverhandlungen trägt, hat der gewerbliche Erbensucher keinen Aufwendungsersatzanspruch aus GoA[27].





§ 5 Die berechtigte GoA
Übungsfälle:
Horlach/Guhl, Die verhinderten Badewonnen, JA 2010, 94 ff.; Zimmermann/Otto, Referendarexamensklausur – Zivilrecht: Gesetzliche Schuldverhältnisse und Sachenrecht, JuS 2011, 1100 ff.; Homeier/Kleemann, Der hilfsbereite Nachbar, JA 2012, 96 ff.; Anzinger, Aufsatz – Nachbars Garten, JA 2013, 650 ff.; Dornis/Sturm, Der nur scheinbare Notfall, JURA 2013, 1167 ff.; Kastrup, Einzelprobleme des Werkunternehmers bei Bauvorhaben sowie bei fehlgeschlagenem Grundstückserwerb, JURA 2014, 219 ff.; Gietl/Stenzer, Emil und die Erben, JA 2014, 898 ff.; Guillaume/Scherpe-Blessing, EBV, Anspruchskonkurrenz, Minderjährigkeit, mehrere Beteiligte im Deliktsrecht – Abiball mit Folgen, JuS 2017, 859 ff.; Katzenmeier/Voigt, Begehrensneurose bei Babyjoggerberührung, JURA 2018, 924 ff.; Bührle, Brand auf dem Bauernhof, JURA 2020, 1236 ff.; Bauermeister, Anfängerklausur – Zivilrecht: Deliktsrecht und GoA – Auf Glatteis, JuS 2020, 230 ff.; Bärnreuther/Dittrich, Der Terrier-Welpe Bona und der saudische Rennfahrer, JURA 2020, 1360 ff.; Nath/Heinrich, Rindvieh Nimmersatt, JURA 2021, 303 ff.; Weyer, Schmerzhafte Bisse in der Hundepension, JA 2021, 910 ff.; Gomille, Klausur Zivilrecht – „Ärztliche Nothilfe“, JA 2022, 100 ff.; Gräf, Klausur Zivilrecht – „Großvaters gescheiterte Geschäfte“, JA 2022, 272 ff.; Jagel, Den Trüffeln auf der Spur, JURA 2022, 736 ff.; Semmelmayer, Aufmerksamkeitsdefizit, JA 2023, 270 ff.; Lutzi, ZR-Anfängerklausur zum Schuldrecht, JURA 2023, 1063 ff.
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Prüfungsschema §§ 677, 683 S. 1, 670 (Anspruch des GF aus berechtiger GoA)
	I.
	Voraussetzungen
	1.
	Fremdes Geschäft des GF
	a)
	Geschäft des GF (weite Auslegung)

	b)
	Geschäftsfähigkeit (§ 682)

	c)
	Fremdheit des Geschäfts



	2.
	Mit Fremdgeschäftsführungswillen

	3.
	Ohne Auftrag oder sonstige Berechtigung

	4.
	Übernahme des Geschäfts entspricht dem Interesse und Willen des GH



	II.
	Rechtsfolge
	-
	Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen, § 670 (= freiwillige Vermögensopfer)

	-
	Risikotypische Schäden (§ 670 analog)

	-
	Tätigkeitsvergütung, sofern Tätigkeit zum Beruf/Gewerbe des GF gehört (§ 1877 analog)

	-
	Mitverschulden des GF: Anspruchskürzung (§ 254 analog)
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Prüfungsschema §§ 677, 280 Abs. 1 (Anspruch des GH bei Ausführungsverschulden des GF)
	I.
	Voraussetzungen
	1.
	Schuldverhältnis (GoA)
	a)
	Fremdes Geschäft des GF
	-
	Geschäft des GF (weite Auslegung)

	-
	Geschäftsfähigkeit (§ 682)

	-
	Fremdheit des Geschäfts



	b)
	Mit Fremdgeschäftsführungswillen

	c)
	Ohne Auftrag oder sonstige Berechtigung



	2.
	Pflichtverletzung
	a)
	Übernahme des Geschäfts entspricht dem Interesse und Willen des GH

	b)
	Konkrete Ausführung entspricht nicht dem Interesse und Willen des GH



	3.
	Vertretenmüssen, § 280 Abs. 1 S. 2 (Ausführungsverschulden, § 276, s.a. § 680)



	II.
	Rechtsfolge
Ersatz ausführungsbedingter Schäden nach §§ 249 ff. (Schaden, haftungsausfüllende Kausalität, Mitverschulden)






I. Geschäftsführer tätigt ausschließlich fremdes Geschäft
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Ein gesetzliches Schuldverhältnis nach §§ 677, 683 kommt zustande, wenn der Handelnde mit Fremdgeschäftsführungswillen Aufgaben erledigt, die zum Geschäftsbereich eines anderen gehören[1]. Die Übernahme des Geschäfts muss zudem dem Interesse sowie dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn entsprechen. Abzugrenzen ist die GoA von einer bloßen Gefälligkeit ohne Auftrag[2].



1. Fremdes Geschäft
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Der Geschäftsführer muss ein fremdes Geschäft tätigen. Der Begriff „Geschäft“ i.S. des § 677 ist weit auszulegen. Darunter versteht man alle rechtsgeschäftlichen und tatsächlichen Handlungen mit wirtschaftlichen Folgen[3]. Da davon praktisch jede menschliche Handlung umfasst ist, ist allenfalls fraglich, ob das besorgte Geschäft fremd ist.


42

Fremd ist das Geschäft, wenn es objektiv zum Pflichten- und Interessenkreis eines anderen gehört[4]. Objektiv fremd sind alle Angelegenheiten, deren Besorgung oder Wahrnehmung von Rechts wegen Sache eines anderen ist[5]. Objektiv fremd ist das Geschäft also dann, wenn es schon nach seinem äußeren Erscheinungsbild nicht zum Rechts- und Interessenkreis des Geschäftsführers gehört.
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Beispiele sind Rettungshandlungen, die Verfügung über fremde Rechte (Sache des Rechtsinhabers), die Erfüllung von Verbindlichkeiten (Sache des Schuldners), die Sorge für Kinder (Sache des Personensorgeberechtigten), die Reparatur von Sachen (Sache des Eigentümers). Ein fremdes Geschäft liegt auch dann noch vor, wenn das Geschäft sowohl im eigenen als auch im fremden Interesse übernommen wird[6]. Dieses sog. auch-fremde Geschäft wird unter II. gesondert dargestellt, da dessen Behandlung streitig ist.
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Aber auch ein vom äußeren Erscheinungsbild her neutrales Geschäft kann ein fremdes Geschäft sein. Neutrale Geschäfte sind etwa der Abschluss von Verpflichtungsgeschäften, da hier objektiv keine Beziehung zu einem fremden Rechts- oder Interessenkreis besteht. Ein neutrales Geschäft wird zum (subjektiv) fremden Geschäft, wenn die nach außen deutlich werdende Absicht des Geschäftsführers besteht, das Geschäft für einen anderen zu führen[7]. Erst dieser Wille des Geschäftsführers macht das Geschäft zu einem fremden Geschäft[8].



2. Fremdgeschäftsführungswille
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Eine (echte) GoA liegt nur vor, wenn der Geschäftsführer das Geschäft auch subjektiv für einen anderen besorgen wollte, d.h. mit Fremdgeschäftsführungswillen gehandelt hat[9]. Erforderlich ist das Bewusstsein von der Fremdheit und der Wille, das Geschäft für einen anderen zu tätigen[10]. Die Person des Geschäftsherrn braucht dem Geschäftsführer nicht bekannt zu sein. Er muss nur wissen, dass das Geschäft für ihn fremd ist. Ein Irrtum über die Person des Geschäftsherrn ist unschädlich, da nach § 686 aus der Geschäftsführung nur der wirkliche Geschäftsherr berechtigt und verpflichtet wird[11].
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Da der Wille zur Fremdgeschäftsführung als innere Tatsache häufig schwer nachzuweisen ist, hat die Rechtsprechung eine Beweislastregel entwickelt: Bei einem objektiv fremden Geschäft wird der Fremdgeschäftsführungswille widerleglich vermutet[12]. Wer weiß, dass er ein fremdes Geschäft führt, hat grundsätzlich auch den erforderlichen Fremdgeschäftsführungswillen, außer er bringt den gegenteiligen Willen zum Ausdruck. Ein solches Geschäft greift schon seinem Inhalt nach in einen fremden Rechts- und Interessenkreis ein[13]. Wer den Fremdgeschäftsführungswillen des Geschäftsführers anzweifelt, muss dessen Nichtvorliegen beweisen.
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Dagegen muss bei einem subjektiv fremden Geschäft der Fremdgeschäftsführungswille hinreichend nach außen in Erscheinung treten[14]. Denn erst durch den Willen des Geschäftsführers wird das Geschäft zu einem fremden Geschäft.
Klausurtipp:
Wird in der Klausur das Vorliegen eines subjektiv fremden Geschäfts festgestellt, hat schon mit der Untersuchung dieses Punkts auch die Prüfung des Fremdgeschäftsführungswillens zu erfolgen, denn ein Geschäft wird allein durch den Fremdgeschäftsführungswillen von einem neutralen zu einem subjektiv fremden Geschäft.




3. Ohne Auftrag
48

Der Geschäftsführer muss ohne Auftrag oder ohne sonstige Berechtigung gegenüber dem Geschäftsherrn gehandelt haben. Ohne Auftrag handelt, wer dem Geschäftsherrn gegenüber weder aus Vertrag noch kraft Gesetzes verpflichtet ist. Nach Ansicht der Rechtsprechung handelt auch „ohne Auftrag“, wer aufgrund eines nichtigen Auftragsverhältnisses tätig wird[15]. Die auch im Gesetz verwendete Bezeichnung „ohne Auftrag“ ist insofern zu eng, als die Regeln über die Geschäftsführung ohne Auftrag nicht nur bei fehlendem Auftrag, sondern auch immer dann Anwendung finden, wenn im Zeitpunkt der Wahrnehmung der Aufgaben, die zum Geschäftsbereich eines anderen gehören, kein rechtsgeschäftliches oder gesetzliches Rechtsverhältnis besteht.
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Eine „sonstige Berechtigung“ kann etwa aus einer familienrechtlichen Beziehung (z.B. Eltern), aus einer Amtsstellung (z.B. Insolvenzverwalter) oder aus einer Organstellung (z.B. Vereinsorgan, Organ einer juristischen Person) folgen. Dagegen folgt aus öffentlich-rechtlichen Pflichten, die nur gegenüber der Allgemeinheit und nicht gegenüber dem Geschäftsherrn bestehen (z.B. allgemeine Hilfeleistungspflicht nach § 323c StGB), keine „sonstige Berechtigung“[16].



4. Interesse und Wille des Geschäftsherrn

a) Interesse
50

Die Übernahme des Geschäfts muss dem Interesse und dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn entsprechen (§ 683). Dem Interesse des Geschäftsherrn entspricht die Geschäftsführung, wenn sie für den Geschäftsherrn objektiv nützlich ist, d.h. sich vorteilhaft auswirkt[17]. Bei der Beurteilung ist auf den Zeitpunkt der Übernahme der Geschäftsführung abzustellen. Auch z.B. ein letztlich erfolgloser Versuch der Lebensrettung ist interessen- und willensgemäß, wenn nicht von vornherein feststand, dass keinerlei Rettungsmöglichkeit mehr bestand[18].



b) Wille
51

Subjektive Voraussetzung eines Anspruchs ist das Vorliegen eines Willens. Willensgemäß ist die Übernahme des Geschäfts, wenn der Geschäftsherr sich mit dieser ausdrücklich oder konkludent einverstanden erklärt hat. Dabei ist primär auf den tatsächlich geäußerten Willen des Geschäftsherrn abzustellen, auch wenn dieser noch so unvernünftig ist[19]. Niemandem soll etwas gegen seinen Willen aufgezwungen werden. Unerheblich ist, ob der wirkliche Wille dem Geschäftsführer bekannt ist.
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Bleibt dem Geschäftsführer der wirkliche Wille des Geschäftsherrn verborgen, trägt er die mit der Geschäftsführung verbundenen Risiken. Sein Einwand, er habe sich an den von ihm angenommenen mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn gehalten, ist unerheblich, solange ein wirklicher Wille ausdrücklich oder konkludent geäußert wurde, ihm aber (wenn auch schuldlos) nicht bekannt war. Der Wille des Geschäftsherrn muss sich auch auf die konkrete Person des Geschäftsführers beziehen, sodass die Besorgung durch den einen Geschäftsführer willensgemäß, durch einen anderen willenswidrig sein kann.
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Kann der wirkliche Wille nicht festgestellt werden, so ist die Übernahme des Geschäfts dann willensgemäß, wenn sie dem mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn entspricht. Zur Ermittlung des mutmaßlichen Willens ist darauf abzustellen, welchen Willen der Geschäftsherr bei objektiver Beurteilung aller Umstände geäußert hätte, wäre er bei Übernahme des Geschäfts gefragt worden[20]. Mangels anderer Anhaltspunkte ist davon auszugehen, dass ein objektiv nützliches Geschäft auch dem (mutmaßlichen) Willen des Geschäftsherrn entspricht[21].



c) Differenz zwischen Interesse und Wille
54

Im Einzelfall können das Interesse und der wirkliche Wille differieren. Die h.M. lässt zur Bejahung einer berechtigten GoA ausreichen, dass das Geschäft dem wirklichen Willen entspricht, auch wenn das objektive Interesse zu verneinen ist, weil die Geschäftsführung nicht objektiv nützlich ist[22]. Dies folge aus dem Gedanken der Privatautonomie. Der Geschäftsherr hätte dem Geschäftsführer auch einen Auftrag über ein objektiv interessenwidriges Geschäft erteilen können und wäre diesem dann zum Ersatz seiner Aufwendungen verpflichtet.
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Differieren also das Interesse und der verlautbarte wirkliche Wille, ist allein der wirkliche Wille und nicht das objektive Interesse maßgebend. Unerheblich ist, ob dem Geschäftsführer der Wille des Geschäftsherrn bekannt ist[23]. Äußert ein Geschäftsherr einen bestimmten Willen nur zum Scherz, gilt nach dem Grundgedanken des § 116 S. 1 das Erklärte und nicht das vom Erklärten abweichend Gewollte.



d) Unbeachtlichkeit des entgegenstehenden Willens
56

Ausnahmsweise kann der entgegenstehende Wille des Geschäftsherrn unbeachtlich sein. Das ist nach § 679 der Fall, wenn ohne die Geschäftsführung eine Pflicht des Geschäftsherrn, deren Erfüllung im öffentlichen Interesse liegt[24], oder eine gesetzliche Unterhaltspflicht des Erbrechts (vgl. § 1969) oder Familienrechts (vgl. §§ 1360 f., 1601 ff.) nicht erfüllt werden würde. Allein auf Vertrag beruhende Unterhaltspflichten sind hiervon nicht erfasst. Ist der Geschäftsherr geschäftsunfähig (§ 104) oder beschränkt geschäftsfähig (§§ 106, 107), wird hierbei auf den Willen des gesetzlichen Vertreters abgestellt[25].
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Im öffentlichen Interesse liegen nicht nur öffentlich-rechtliche Pflichten (z.B. Pflichten des Störers nach Polizei- und Ordnungsrecht), sondern auch privatrechtliche Pflichten, die der Allgemeinheit dienen (z.B. Verkehrs(sicherungs)pflichten). Es muss eine spezielle, gesteigerte Pflicht vorliegen, sodass allgemeine Pflichten wie etwa die Hilfspflicht nach § 323c StGB zur Außerachtlassung des entgegenstehenden Willens nicht ausreichen[26].
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Umstritten ist, welche Bedeutung der entgegenstehende Wille eines Suizidenten hat. Dieser Wille ist nicht schon nach § 679 unbeachtlich, denn es gibt keine Rechtspflicht des Einzelnen, am Leben zu bleiben. Eine bloße sittliche Pflicht ist nicht ausreichend[27]. Die h.M. sieht den entgegenstehenden Willen des Suizidenten als unbeachtlich an. Allerdings ist die Begründung uneinheitlich. Teilweise wird die Unbeachtlichkeit mit der entsprechenden Anwendung der §§ 104 Nr. 2, 105 begründet[28]. Andere halten den Willen für unbeachtlich, da der Geschäftsführer als Retter eine „Menschenpflicht“ erfülle[29].
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Nur wenige gehen davon aus, dass der entgegenstehende Wille beachtlich sein soll, da sich der Suizident in einer extremen Notlage befinde, die frei von rechtlichen Sanktionen sein müsse und keinem sittlichen Unwerturteil zugänglich sein dürfe. Überzeugender erscheint jedoch die h.M., denn mit der Heranziehung der Vorschriften der GoA soll kein Werturteil verbunden sein, vielmehr geht es lediglich um eine Risikoabwägung hinsichtlich der Verteilung von Aufwendungen und Schäden.



e) Berechtigtheit der GoA
60

Berechtigt ist die GoA in drei Fällen:
	-
	Es handelt sich um ein interessen- und willensgemäßes Fremdgeschäft. Voraussetzung ist dabei nur, dass die Übernahme des Geschäfts interessen- und willensgemäß ist. Ob auch die Durchführung des Geschäfts dem Willen und dem Interesse des Geschäftsherrn entspricht, ist eine Frage der Rechtsfolgenseite, nämlich der Erforderlichkeit der Aufwendung[30].

	-
	Es handelt sich um ein durch § 679 (Unbeachtlichkeit des entgegenstehenden Willens) gedecktes Fremdgeschäft.

	-
	Es liegt eine genehmigte Geschäftsführung (§ 684 S. 2) vor. Dann kommt es nicht darauf an, ob das Geschäft dem Interesse und dem Willen des Geschäftsherrn entsprochen hat. Eine solche Genehmigung kann wegen § 182 Abs. 2 auch konkludent erfolgen (z.B. wenn der Geschäftsherr vom Geschäftsführer das aus der Geschäftsführung Erlangte herausverlangt). Liegt eine Genehmigung des Geschäftsherrn vor, so ist zu trennen: Einerseits kann die Übernahme der Geschäftsbesorgung genehmigt werden (Innenverhältnis), andererseits kann der Vertrag, den der Geschäftsführer als Vertreter ohne Vertretungsmacht (§ 177) mit Dritten geschlossen hat, genehmigt werden (Außenverhältnis). Ob sich eine im Innenverhältnis erteilte Genehmigung auch auf das Außenverhältnis erstreckt, ist durch Auslegung zu ermitteln[31].





II. Geschäftsführer tätigt eigenes, aber auch-fremdes Geschäft
Übungsfälle:
Pöschke/Sonntag, Fortgeschrittenenklausur – Zivilrecht: Besitzschutz durch Abschleppen vom Privatparkplatz, JuS 2009, 711 ff.; Huneke, Abschleppen vom Supermarktparkplatz – Selbsthilfe oder Abzocke?, JURA 2010, 852 ff.


1. Grundlagen
61

Führt der Geschäftsführer ein für ihn fremdes Geschäft, dessen Wahrnehmung aber auch ihm obliegt, können die Regeln der GoA trotz der Mitverpflichtung des anderen eingreifen (auch-fremdes Geschäft). Die Bejahung des Tatbestandsmerkmals fremdes Geschäft wird regelmäßig unproblematisch sein, da es ausreicht, wenn die Geschäftsübernahme sowohl im eigenen als auch im fremden Interesse liegt.
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Schwierigkeiten wirft aber das Tatbestandsmerkmal des Fremdgeschäftsführungswillens auf. Nach der Rechtsprechung wird beim auch-fremden Geschäft der Fremdgeschäftsführungswille ebenfalls vermutet[32]. In der Literatur wird dagegen teilweise verlangt, dass der Fremdgeschäftsführungswille (wie beim neutralen Geschäft) äußerlich erkennbar in Erscheinung treten müsse[33]. Die Rechtsprechungsansicht führe zu einer bloßen Fiktion des Fremdgeschäftsführungswillens und überdehne damit den Anwendungsbereich der GoA. Charakteristisch für die GoA sei das altruistische Handeln des Fremdgeschäftsführers. Deshalb müsse der Fremdgeschäftsführungswille positiv festgestellt werden. Das kann jedoch zu großen Beweisschwierigkeiten führen.
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Damit lassen sich drei Problembereiche herausfiltern[34]: Zum einen stellt sich die Frage nach der Behandlung der Fälle, in denen der Geschäftsführer ein auch eigenes Geschäft ohne anderweitige Verpflichtung führt (Rn. 64), sodann Fälle, in denen der Geschäftsführer dieses aufgrund privatrechtlicher Handlungspflichten (Vertrag mit einem Dritten, nichtiger Vertrag) führt (Rn. 65 ff.) und schließlich Fälle, in denen für den Geschäftsführer (auch) eine öffentlich-rechtliche Handlungspflicht besteht (Rn. 68 ff.).
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In Fall 4[35] nimmt der Geschäftsführer eigene Interessen wahr, ohne vertraglich oder öffentlich-rechtlich dazu verpflichtet zu sein. Hier geht es um die Frage der Ersatzfähigkeit von sog. Selbsthilfeaufwendungen: A will seinen Pkw in seine Garage fahren. Die Zufahrt ist jedoch vom Pkw des B versperrt. A lässt den Wagen abschleppen und verlangt von B die Abschleppkosten aus GoA ersetzt. Zu Recht?

Ein vertraglicher Anspruch des A gegen B besteht nicht. A könnte aber einen Anspruch auf Ersatz der Abschleppkosten nach §§ 677, 683 S. 1, 670 haben[36].
1. Das setzt zunächst voraus, dass A ein fremdes Geschäft geführt hat, also die Geschäftsführung (zumindest auch) dem Rechts- und Interessenkreis eines anderen angehört. A wollte sich freie Zufahrt zu seiner Garage verschaffen. Das Abschleppenlassen des Pkw durch den Abschleppunternehmer (Geschäftsführungsgehilfe) lag demnach im eigenen Interesse des A.
Zu berücksichtigen ist aber, dass das Parken vor Grundstücksein- und -ausfahrten nach § 12 Abs. 3 Nr. 3 StVO unzulässig ist. Die Beseitigung einer verkehrswidrigen Situation ist aber primär Sache des Fahrers oder Halters[37]. Zudem benutzt B als Nichtberechtigter ein fremdes Grundstück, indem er seinen Pkw dort abstellt. Es kommen daher Unterlassungsansprüche des Berechtigten nach §§ 862 Abs. 1, 1004 Abs. 1, 823 Abs. 1 gegen Fahrer und Halter und auch eine Besitzkehr nach § 859 Abs. 3 in Betracht[38]. A hat hier als Geschäftsführer durch das Abschleppenlassen eine Verbindlichkeit erfüllt, die dem B (Geschäftsherr) gerade ihm, A, gegenüber bestand. Obwohl A sich selbst „freie Fahrt“ verschaffen wollte, hat er somit zumindest auch ein fremdes Geschäft geführt, nämlich das des B.
2. Bei einem auch-fremden Geschäft wird der Fremdgeschäftsführungswille nach h.M. vermutet. Sodann muss A ohne Auftrag oder sonstige Berechtigung gehandelt haben. Das ist hier der Fall.
3. Schließlich muss die Geschäftsführung auch dem Interesse und Willen des Geschäftsherrn entsprechen, damit eine berechtigte GoA vorliegt. Die Übernahme des Geschäfts entspricht dem Interesse des Geschäftsherrn B, da sie insofern objektiv nützlich ist, als er von seiner Pflicht, das Fahrzeug zu entfernen, befreit wird.
Außerdem müsste die Übernahme der Geschäftsführung auch dem mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn entsprechen (ein ausdrücklicher oder konkludenter Wille ist nicht ersichtlich). Ein objektiv nützliches Geschäft entspricht zwar regelmäßig auch dem mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn[39], maßgeblich sind aber die Umstände des Einzelfalls. Während beim objektiven Interesse die Kosten für das Entfernen des verkehrswidrig abgestellten Pkw ohne Bedeutung sind, finden sie bei der Ermittlung des mutmaßlichen Willens Berücksichtigung[40]. Wer sein Fahrzeug unbefugt auf einem fremden Grundstück abstellt, ist nach h.M. nur dann mit einem kostenpflichtigen Abschleppen seines Pkw einverstanden, wenn der durch die widerrechtliche Benutzung drohende Schaden höher ist als die Abschleppkosten[41]. Das ist hier nicht der Fall, sodass das Entfernen des Pkw durch A nicht dem mutmaßlichen Willen des B entspricht.
4. Der entgegenstehende Wille ist auch nicht gemäß § 679 unbeachtlich. Ein Abschleppen des unbefugt abgestellten Pkw liegt ausschließlich dann im öffentlichen Interesse, wenn nicht nur der Besitz oder das Eigentum beeinträchtigt sind, sondern es müssen nach h.M. darüber hinaus Leben, Gesundheit oder wichtige Sachgüter durch das verbotswidrig abgestellte Kfz konkret gefährdet sein (Feuerwehrzufahrt oder Krankentransport)[42]. Das ist hier bei der privaten Grundstückszufahrt des A nicht der Fall. Ein Anspruch des A auf Ersatz der Abschleppkosten aus berechtigter GoA scheidet daher aus[43].



2. Privatrechtliche Handlungspflichten
65

Fall 5[44]:
Wie Fall 4. Der Pkw des B versperrt die Grundstückseinfahrt des A, woraufhin A den Pkw durch den Abschleppunternehmer U entfernen lässt. Kann U von B aus eigenem Recht die Kosten für das Abschleppen des Pkw aus GoA verlangen?
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